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Gestaltung der betrieblichen Mitbestimmung  

 

Das Bild der Betriebsverfassung hat sich in den letzten Jahrzehnten gewandelt. Anfang 

der 2000er Jahre sahen manche im Betriebsrat eine Alternative zur Gewerkschaft, was 

bei anderen zu einigem Widerspruch führte. Mittlerweile ist dieser Konflikt einer eher 

praktischen Sichtweise gewichen, die in der Betriebsvertretung eine (aktuell oder zu-

mindest potenziell) funktionsfähige Institution zur konkreten Gestaltung des Mit-

einanders auf Betriebs-, Unternehmens- und Konzernebene erkennt. Dement-

sprechend rücken die vielfältigen diesbezüglichen Gestaltungsoptionen immer mehr in 

den Vordergrund, denn das gesetzliche Mitbestimmungssystem des BetrVG lässt sich 

durchaus formen. Betriebsverfassungsrechtlich relevante Strukturen werden durch 

unternehmerische Entscheidungen geprägt. Und sie lassen sich – oft verbunden mit 

den unternehmerischen Entscheidungen – im Konsens mit der Arbeitnehmerseite ge-

stalten, sowohl unter Einsatz tarifvertraglicher als auch betriebsverfassungsrechtlicher 

Mittel. Hinzu kommt eine Bandbreite an Möglichkeiten zur Modifizierung der im 

BetrVG vorgesehenen Mitbestimmungsrechte. All diese Instrumente können in der Ge-

staltung von Betriebsstrukturen und Betriebsabläufen ganz erhebliche Bedeutung ge-

winnen. Bei alledem ist das Spannungsverhältnis eben zwischen der unter-

nehmerischen Gestaltungsfreiheit und dem Zugriff der Mitbestimmung durchaus 

konfliktgeladen, ebenso das komplexe kollektivarbeitsrechtliche Mehrebenensystem. 

Dies nicht zuletzt deshalb, weil es weiterhin auch gesetzgeberische Pläne gibt, das 

betriebsverfassungsrechtliche System zu verändern. 

 
Richard Giesen 

Matthias Jacobs 
Abbo Junker 

Volker Rieble 
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Programm 

 

10.00 Uhr Begrüßung 

10.20 Uhr Rechtspolitische Fragen der Betriebsverfassung im Licht 
des Regierungsprogramms 

Professor Dr. Gregor Thüsing 
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

 Diskussion 

11.30 Uhr Möglichkeiten zur Modifizierung der Beteiligungsrechte nach dem 
BetrVG 

Dr. Sebastian Denke 
Universität Trier 

 Diskussion 

12.40 Uhr Mittagspause 

13.40 Uhr Betriebsstrukturvereinbarungen nach § 3 BetrVG 

Rechtsanwalt Marco Ferme 
Eversheds Sutherland 

 Diskussion 

14.50 Uhr Kaffeepause 

15.20 Uhr Betriebsteilverselbständigung nach § 4 Abs. 1 BetrVG 

Tobias Vogt 
Bucerius Law School 

 Diskussion 

16.30 Uhr Verabschiedung 
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Professor Dr. Gregor Thüsing 
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Rechtspolitische Fragen der Betriebsverfassung im Licht des 
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Dr. Sebastian Denke 

Universität Trier 
 

Möglichkeiten zur Modifizierung der Beteiligungsrechte nach dem BetrVG 
 

________________________________________________________________________ 
 
 
 

Gliederung 
 
 
A. Einführung 

B. Die Absenkung des gesetzlichen Mitbestimmungsstandards 

I. Verzicht und Nichtausübung 

II. Die „Negativmodifikation“ der Mitbestimmungsrechte im betrieblichen 
Partizipationsverhältnis 

III. Die „Negativmodifikation“ der Mitbestimmungsrechte durch Tarifvertrag 

C. Die Erweiterung des gesetzlichen Mitbestimmungsstandards  

I. Die „Positivmodifikation“ der Mitbestimmungsrechte im betrieblichen 
Partizipationsverhältnis   

1. Konzeptionelle Vorüberlegungen 

2. Folgerungen für ausgewählte Mitbestimmungstatbestände 

II. Die „Positivmodifikation“ der Mitbestimmungsrechte durch Tarifvertrag 

1. Konzeptionelle Vorüberlegungen 

2. Folgerungen für ausgewählte Mitbestimmungstatbestände 

D. Fazit 
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Thesen 
 
 
I. Eine Absenkung des gesetzlichen Mitbestimmungsstandards kommt nicht in 

Betracht.  

1. Nach zutreffender und praktisch unbestrittener Auffassung kann der Betriebs-
rat nicht auf die ihm zugewiesenen Mitbestimmungsrechte verzichten.  

a) Dies folgt aus dem mit der an den Betriebsrat gerichteten gesetzlichen 
Kompetenzzuweisung einhergehenden Auftrag zur Verwirklichung der 
Kollektivpartizipation. Verzicht meint dabei die Antizipation der Nicht-
ausübung durch abstrakt-generelle Regelung.  

b) Keinen Fall des Verzichtes auf das Mitbestimmungsrecht stellt es dar, wenn 
die Betriebsparteien eine betriebliche Dauerreglung schaffen, die abstrakt-
generell ein dem Arbeitgeber eingeräumtes Entscheidungsermessen der-
gestalt determiniert, dass sich die Ermessenausübung als bloßer Vollzug einer 
Entscheidung auf „gebundener Marschroute“ darstellt. Dies setzt voraus, dass 
die aus dem konkreten Mitbestimmungsrecht abzuleitenden Entscheidungs-
parameter ihren Niederschlag in der Dauerreglung gefunden haben. Dies 
wiederum erfordert deren Abstraktionsfähigkeit. Ist das Mitbestimmungs-
recht nach seinem Sinn und Zweck auf eine stete Einzelfallentscheidung ge-
richtet – wie vor allem im Bereich der personellen Einzelmaßnahmen – liegt in 
der Dauerregelung, die den Arbeitgeber von einer Beteiligung des Betriebsrats 
im konkreten Einzelfall entbinden soll, ein unzulässiger Verzicht auf das Mit-
bestimmungsrecht.  

2. Die Tarifvertragsparteien können eine Absenkung des Mitbestimmungs-
standards nicht herbeiführen. Sie sind insoweit nicht „verfügungsbefugt“. 
Streng davon zu trennen ist der Fall, in dem die Tarifvertragsparteien eine 
eigene Regelung schaffen, die im Bereich der sozialen Angelegenheiten ein Mit-
bestimmungsrecht des Betriebsrats ausschließt. Es handelt sich dann nicht um 
eine Negativ-, sondern um eine – „kompetenzperspektivisch“ betrachtet – 
Aliud-Regelung. Gegenständlich betrachtet kann eine solche tarifliche Regelung 
das Mitbestimmungsrecht aber nur insoweit ausschließen, als der Tarifvertrag 
eine abschließende Regelung vorsieht. Dies ist zwar primär eine Frage der Aus-
legung des Tarifvertrages, jedoch ist zu beachten, dass der notwendige Schutz-
umfang legislativ präformiert ist. Die Tarifregelung darf daher nicht hinter dem 
gesetzlich vorgesehenen Schutzumfang des Mitbestimmungsrechtes zurück-
bleiben. Die Möglichkeiten einer (faktischen) qualitativen Negativmodifikation 
des Mitbestimmungsrechtes über den Umweg des § 87 Abs. 1 ES BetrVG sind 
daher äußerst beschränkt. 
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II. Eine Erweiterung der Mitbestimmungsrechte kommt nur in wesentlich 
geringerem Umfang in Betracht, als die herrschende Ansicht dies annimmt.  

1. Die Frage, ob eine Erweiterung der Mitbestimmungsrechte im betrieblichen 
Partizipationsverhältnis möglich ist, verlangt nach einer differenzierten Be-
urteilung.  

a) Im Grundsatz ist im Einklang mit der herrschenden Ansicht von einer um-
fassenden gegenständlichen Regelungskompetenz der Betriebsparteien 
auszugehen. Sie findet ihre Grundlage in der mit der Fähigkeit, Regelungen 
mit normativem Charakter zu schaffen einhergehenden, durch Hoheitsakt 
bewirkten Kompetenzzuweisung, § 77 Abs. 4, Abs. 3 BetrVG. Dabei statuiert 
die Betriebsverfassung jedoch keine, aus legitimatorischen Gesichtspunkten 
kohärente „korporative Zwangsordnung“, sondern wird partiell durch einen 
auf Systemmuster der Privatautonomie zurückzuführenden individuellen 
„Unterwerfungsakt“ flankiert. Dieser beruht auf dem Einverständnis des 
Arbeitnehmers, sich dem durch betriebliche Regelungen ausgeformten 
Weisungsrecht des Arbeitgebers zu unterwerfen. Hieraus ergibt sich wiede-
rum, dass die „vermittelte“ privatautonome Legitimation gegenständlich 
nur soweit reicht, wie das Direktionsrecht des Arbeitgebers. 

b) Die „legitimatorische Parzellierung“ der Betriebsverfassung ist der ent-
scheidende Anknüpfungspunkt, um sich der Frage nach der Erweiterung der 
Mitbestimmungsrechte anzunähern. Zu beachten ist – und hier stößt der 
pauschale Verweis auf den arbeitnehmerschützenden Charakter der Mit-
bestimmungsrechte an seine Grenzen –, dass eine Erweiterung der Mit-
bestimmung sich nicht zwingend zum Vorteil des einzelnen Arbeitnehmers 
auswirken muss. Es liegt in der Natur der Kollektivpartizipation, dass 
einzelne Partikularinteressen im Zuge der Verifizierung des „Belegschafts-
interesses“ unberücksichtigt bleiben müssen. Soweit der Betriebsrat als 
Repräsentant des Kollektivs agiert, geht es nicht um Individual- sondern um 
Kollektivschutz. Das ist wiederum aus Sicht des potentiell „belasteten“ 
Arbeitnehmers völlig unbedenklich, soweit die etwaige Negativent-
scheidung durch privatautonome Legitimation gedeckt ist. Fehlt es an einer 
solchen, ist durch Auslegung des Mitbestimmungstatbestandes als Kompe-
tenznorm zu ermitteln, ob sich die Befugnis des Betriebsrates zur Einwirkung 
auf die unternehmerische Entscheidung als eine solche zur Verwirklichung 
des Individual- oder Kollektivinteresses darstellt. Dient der Mitbe-
stimmungstatbestand der Verwirklichung des Kollektivinteresses, ist er 
grundsätzlich als abschließend zu betrachten. Dies gilt allerdings nicht, so-
weit die formelle Ausgestaltung des Mitbestimmungsrechtes betroffen ist, 
sprich nicht dessen materieller Gehalt in Rede steht. Gegen die Erweiterung 
der Mitbestimmung (primär) individualschützender Mitbestimmungsrechte 
auch in materieller Hinsicht ist indes nichts einzuwenden. 
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2. Ob eine Erweiterung der Mitbestimmungsrechte durch Tarifvertrag möglich ist, 
ist im Ausgangspunkt aus der Perspektive der Tarifautonomie zu analysieren. 

a) Die Möglichkeit der Tarifvertragsparteien zur Schaffung betriebsverfassungs-
rechtlicher Normen folgt nicht erst aus § 1 TVG als „Ermächtigungsnorm“, 
sondern unmittelbar aus der verfassungsrechtlich verbürgten Tarifauto-
nomie. Die Tarifautonomie steht jedoch selbst unter dem Vorbehalt entgegen-
stehender Rechte Dritter und ist nach den Grundsätzen praktischer Kon-
kordanz mit diesen in Einklang zu bringen. 

b) Der Gesetzgeber ist befugt, die vorzunehmende Harmonisierung der Rechts-
sphären durch einfachgesetzliche Regelung typisiert festzuschreiben, soweit 
er sich hierbei in den Grenzen verfassungsrechtlicher Vorgaben bewegt. Auch 
wenn der Gesetzgeber von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht hätte, in-
dem er die Betriebsverfassung zumindest hinsichtlich der Mitbestimmungs-
rechte mit Blick auf die Modifizierung durch Tarifvertrag strikt zwingend aus-
gestaltet hat, würden hiergegen keine verfassungsrechtlichen Bedenken be-
stehen, da den Tarifvertragsparteien, vermittelt durch die Öffnungsklauseln 
im BetrVG – noch eine Restmöglichkeit zur Ordnung betriebsverfassungs-
rechtlicher Fragen verbliebe – wenn auch nicht im Bereich der Mitbe-
stimmungsrechte. Der Auffassung, die die Betriebsverfassung außerhalb des 
durch den Gesetzgeber eingeräumten Gestaltungsspielraum für „tariffest“ 
hält, steht also nicht die verfassungsmäßig verbürgte Tarifautonomie 
schlechthin entgegen. Jedoch darf aus der grundsätzlichen Zulässigkeit einer 
weitgehenden, d.h. durch Öffnungsklauseln gelockerten, zwingenden Aus-
gestaltung der Betriebsverfassung nicht umgekehrt darauf geschlossen 
werden, dass der Gesetzgeber von dieser Möglichkeit auch Gebrauch gemacht 
hat.   

c) Aufgrund des gesetzlich statuierten Regel-Ausnahme-Verhältnisses (grund-
sätzliche Befugnis zur Ordnung betriebsverfassungsrechtlicher Fragen; aus-
nahmsweise Einschränkung) und der bewussten Delegierung der Klärung der 
Streitfrage durch den Gesetzgeber an Rechtsprechung und Wissenschaft sind 
die Grenzen der tariflichen Disposition über die Mitbestimmungsrechte aus 
den dem Tarifvertragssystem immanenten Wertungen abzuleiten. Hierzu ist 
perspektivisch von der „Eingriffsebene“ aus zu denken. 

aa) Soweit durch die Annahme der Erweiterung der Mitbestimmungsrechte 
durch Tarifvertrag ein ungerechtfertigter Eingriff in die unternehmerische 
Freiheit (Perspektive 1: Arbeitgeber) behauptet wird, überzeugt dies im 
Ergebnis nicht. Auszugehen ist zunächst davon, dass der Arbeitgeber die mit 
der Erweiterung der Mitbestimmung einhergehende Einschränkung seiner 
unternehmerischen Freiheit selbst unmittelbar (Abschluss des Haustarif-
vertrages) oder mittelbar (Mandatierung der Tarifvertragspartei des 
Verbandstarifvertrages) herbeigeführt hat. Dass dies ggf. im Zuge von 
Arbeitskampfmaßnahmen geschehen ist, mag je nach Perspektive praktisch 
misslich sein. Aus rechtssystematischer Sicht führt der Arbeitskampf aber 
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nicht zu einer Erosion des Freiwilligkeitsdogmas auf Arbeitgeberseite, 
sondern stellt gerade die Vertragsparität her. 

bb) Tatsächlich problematisch ist die Erweiterung der Mitbestimmung durch 
Tarifvertrag jedoch mit Blick auf die nicht gewerkschaftsangehörigen Arbeit-
nehmer (Perspektive 2: Außenseiter). Dies ist von besonderer Virulenz, da be-
triebsverfassungsrechtliche Normen – legt man die durchaus kritikwürdige, 
weite Definition der herrschenden Ansicht zugrunde – zwar formell solche 
sind, die an betriebsverfassungsrechtliche Regelungsgegenstände an-
knüpfen, materiell außerhalb der Regelung organisations- und binnen-
rechtlicher Fragen jedoch tatsächlich Abschluss-, Inhalts-, Beendigungs-, 
oder auch Betriebsnormen darstellen. Mit Blick auf die Mitbestimmungs-
rechte divergieren also das formelle Gewand und deren materielle Wirkung; 
die „Dazwischenschaltung“ des Betriebsrats führt zu einer versteckten 
Außenseiterwirkung, die zumindest außerhalb der Ordnung betrieblicher 
Fragen durch eine unmittelbare Regelung im Tarifvertrag nicht herbei-
geführt hätte werden können. Die Problematik ist dadurch zu lösen, dass die 
Regelungsbefugnis der Tarifvertragsparteien immanent durch die 
Regelungsbefugnis des dazwischengeschalteten „Instrumentes“, also der 
Betriebsparteien, zu beschränken ist. Die Erweiterung der Mitbestimmung 
durch Tarifvertrag folgt in ihren Möglichkeiten und Grenzen also derjenigen 
durch Vereinbarung der Betriebsparteien, die – entgegen der herrschenden 
Ansicht – nur in beschränktem Maße über eine entsprechende Befugnis ver-
fügen. Hinsichtlich der „materiellen Betriebsnormen“ geht die Gestaltungs-
fähigkeit also recht weit, bzgl. „materieller Abschluss-, Inhalts- und Be-
endigungsnormen“ ist sie äußerst eingeschränkt.
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Rechtsanwalt Marco Ferme 

Eversheds Sutherland 
 

Betriebsstrukturvereinbarungen nach § 3 BetrVG 
 

________________________________________________________________________ 
 
 
 

I. Einleitung  

1. Einführung 

2. Erklärung der Bedeutung von Betriebsstrukturvereinbarungen  
nach § 3 BetrVG 

II. Hauptteil  

1. Grundlagen des Betriebsverfassungsgesetzes zu § 3 BetrVG   

a) Das BetrVG und seine Bedeutung für die Mitbestimmung in 
Unternehmen 

Das Betriebsverfassungsgesetz ist eine für die Praxis wichtig und wesent-
liche Säule für die Mitbestimmung in Unternehmen. Gerade auch bei den 
aktuellen Themen vom Umgang mit Krisen oder notwendigen Ver-
änderungsprozessen wie der Transformation zeigt es sich, wie wichtig eine 
gut funktionierende Mitbestimmung ist.  

b) Die Struktur des § 3 BetrVG  

aa) Gesetzliche Ausgangslage bis zur Einführung des § 3 BetrVG n.F. 

Bis zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 2001 konnten nach 
der alten Fassung des § 3 Abs. 1 durch Tarifvertrag lediglich  
‐ zusätzliche betriebsverfassungsrechtliche Vertretungen der 

Arbeitnehmer bestimmter Beschäftigungsarten oder  
‐ Arbeitsbereiche (Arbeitsgruppen) geschaffen werden (Nr. 1)  
‐ und die Errichtung einer anderen Vertretung der Arbeitnehmer 

nur für Betriebe vorgesehen werden, in denen wegen ihrer 
Eigenart der Errichtung von Betriebsräten besondere 
Schwierigkeiten entgegenstanden (Nr. 2) 

Außerdem waren die Tarifvertragsparteien ermächtigt, die Zu-
ordnung von Betriebsteilen und Nebenbetrieben abweichend vom 
Gesetz zu regeln, soweit dadurch die Bildung von Vertretungen der  
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Arbeitnehmer erleichtert wird (Nr. 3). Diese Tarifverträge unterlagen 
der Zustimmung der obersten Arbeitsbehörde des Landes bzw. bei 
Tarifverträgen, deren Geltungsbereich mehrere Länder berühren, der 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung be-
durften (Abs. 2 aF). 

bb)  Fallgestaltungen nach § 3 BetrVG (tariflich, betrieblich, 
Gegenstand von Betriebsstrukturvereinbarungen) 

Die Schaffung neuer Betriebsstrukturen obliegt primär den Tarif-
vertragsparteien.  
‐ § 3 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (Bildung unternehmenseinheitlicher 

Betriebsrat oder Zusammenfassung von Betrieben) 
‐ § 3 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG (Bildung von produkt- oder 

projektbezogenen Spartenbetriebsräten) 
‐ § 3 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG (Bildung von anderen 

Arbeitnehmervertretungsstrukturen oder andere Formen der 
Zusammenarbeit) 

‐ § 3 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG (Zusätzliche betriebsverfassungsrechtliche 
Gremien (Arbeitsgemeinschaften) 

‐ § 3 Abs. 1 Nr. 5 BetrVG (Zusätzliche betriebsverfassungsrechtliche 
Vertretungen der Arbeitnehmer) 

Regelungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 BetrVG können bei Tarif-
freiheit auch durch Betriebsvereinbarung vereinbart werden.  

Der unternehmenseinheitliche Betriebsrat nach § 3 Abs. 1 Nr. 1a 
BetrVG kann auch bei Tariffreiheit und Betriebsratslosigkeit durch 
Beschluss der Arbeitnehmer begründet werden.  

c) Wesentliche Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtes zu § 3 BetrVG 

Auswertung der Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichtes:  
‐ Wann erfüllt eine neue Betriebsstruktur die Anforderung einer 

sachgerechten Wahrnehmung der Interessen der Arbeitnehmer?  
‐ Welche Bedeutung kommt dem Kriterium der Ortsnähe zu? 
‐ Was ist der Prüfungsmaßstab des Arbeitsgerichtes? Nur Vorher-

Nachher-Vergleich oder Abgleich mit theoretisch denkbaren, 
weiteren Optionen? 

‐ Wann ist eine Interessenvertretung wirksam und zweckmäßig? 
Muss diese besser als die gesetzliche Regelung sein? 

‐ Was ist Tariffreiheit iSd. § 3 Abs. 2 BetrVG?  
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2. Definition und Zweck von Betriebsstrukturvereinbarungen nach § 3 BetrVG  

a) Die "Betriebsstrukturvereinbarung" 

Anwendungsbeispiele für mögliche Sachverhalte aus Praxis und Recht-
sprechung  

b) Ziele von Betriebsstrukturvereinbarungen 

Mit Betriebsstrukturvereinbarungen wird das Ziel verfolgt einen Mangel der 
bisherigen gesetzlichen betrieblichen Mitbestimmung zu beheben und 
durch eine neue Betriebsstruktur zu ersetzen.  

c) Bedeutung von Betriebsstrukturvereinbarungen für Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber und Arbeitnehmervertretungen 

Gemäß § 3 Abs. 5 BetrVG kann eine Betriebsstrukturvereinbarung zur Folge 
haben, dass ein oder mehrere neue Betriebe entstehen und dies insoweit 
Einfluss hat sowohl auf die Arbeitnehmervertretungsorgane als auch auf 
die bestehenden kollektivrechtlichen Vereinbarungen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
BetrVG).  

Möglich ist aber auch, dass es nur zusätzliche Gremien bzw. Vertretungen 
gibt, die die bisherigen betrieblichen Strukturen nicht verändern und auch 
keine Auswirkungen auf die Amtsträger haben, sondern deren Tätigkeit 
ergänzen (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BetrVG). 

3. Voraussetzungen für den Abschluss einer Betriebsstrukturvereinbarung nach 
§ 3 BetrVG 

a) Materielle Voraussetzungen 

Wer ist Partei der Betriebsstrukturvereinbarung? 

Darstellung der materiellen Voraussetzungen im Detail – je nach Variante  

b) Formelle Voraussetzungen 

Ordnungsgemäße Beschlussfassung  

Schriftform / Notwendigkeit der Unterzeichnung durch alle Parteien 

4. Inhalt einer Betriebsstrukturvereinbarung nach § 3 BetrVG 

a) Inhalte und Beispiele einer Betriebsstrukturvereinbarung 

Darstellung der Inhalte einer Betriebsstrukturvereinbarung am Beispiel 
einer Betriebsvereinbarung zur Bildung eines unternehmenseinheitlichen 
Betriebsrates.  
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b) Gestaltungsspielräume? 

Darstellung von Überlegungen auf Seiten von Arbeitnehmer-
vertretungen/Gewerkschaften/Arbeitgebern zu Varianten von Betriebs-
strukturvereinbarungen  

Die Kommunikationsbeauftragten? 

Die (richtige) Anzahl an Betriebsratsmitgliedern? 

Die Ausgestaltung der Betriebsratsarbeit (von Sachmitteln über Freistellung 
über Bildung von Reisebetriebsräten) 

5. Rechtsfolgen einer Betriebsstrukturvereinbarung nach § 3 BetrVG 

a) Mitbestimmungsrechtliche Auswirkungen 

aa) Auf bestehende Arbeitnehmervertretungen 

Rechtsnachfolge / Folgebetriebsrat 

 Auswirkungen auf die Amtsträger vor Inkrafttreten der neuen 
Betriebsstrukturvereinbarung  

bb) Auf vorhandene kollektivrechtliche Vereinbarungen  

 Zur Fortgeltung von Betriebsvereinbarungen/Gesamtbetriebs-
vereinbarungen und Konzernbetriebsvereinbarungen  

cc) Auf Betriebsratswahlen 

Zur zeitlichen Wirksamkeit von Betriebsstrukturvereinbarungen  

b) Umgang mit Anfechtungsverfahren? 

Wann kann angefochten werden und durch wen? 

Auswirkung von laufenden Anfechtungsverfahren auf die neue Betriebs-
struktur 

c) Umgang mit Beschlussverfahren nach § 18 Abs. 2 BetrVG? 

Prüfungsmaßstab 

Rechtsfolge je nach Ausgang des Verfahrens 

III. Fazit 

1. Zusammenfassung  

2. Fazit zur Bedeutung und Wirksamkeit von Betriebsstrukturvereinbarungen 
 

 

 



„Gestaltung der betrieblichen Mitbestimmung“ 
13. ZAAR-Tagung am 22. September 2023 

 

26 

 

Tobias Vogt 

Bucerius Law School 
  

Betriebsteilverselbständigung nach § 4 Abs. 1 BetrVG 
 

________________________________________________________________________ 
 
 
 

Gliederung 
 

I. Der heutige § 4 I 1 BetrVG 

II. Gestaltung des § 4 I 1 BetrVG durch die Arbeitgeberseite 

1. Ausgangspunkt: Organisationshoheit des Arbeitgebers 

a) Institutionalisierte Leitung als Gestaltungsoption 

b) Gestärkte Organisationshoheit durch Digitalisierung 

2. Möglichkeit A: Bewusste Veränderung der institutionalisierten Leitung vor Ort 

3. Möglichkeit B: Wegfall der institutionalisierten Leitung im Inland – „Flucht aus 
dem BetrVG“? 

a) Betriebsratsfähiger Betriebsteil trotz Hauptbetrieb im Ausland 

b) Verringerung der inländischen Leitung – „race to the bottom“ absehbar 

c) Keine Anknüpfung des Betriebsteils an Software als institutionalisierte 
Leitung 

d) Keine grundrechtskonforme Auslegung des Betriebsteils i.S.d. § 4 I 1 
BerVG 

e) Aber: Verstoß der Betriebsteildefinition gegen Art. 2 lit. b. RL 2002/14/EG 

4. Ergebnis – drei Thesen 
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III. Gestaltung des § 4 I BetrVG durch die Arbeitnehmerseite 

1. Ausgangspunkt: Gesetzgeberisch gewollter beschränkter 
Handlungsspielraum 

2. Möglichkeit A: Der Zuordnungsbeschluss (§ 4 I 2 BetrVG) 

3. Möglichkeit B: Beurteilungsspielraum des Wahlvorstands? 

4. Ergebnis – drei Thesen  

IV. Gemeinsame Gestaltung des § 4 I BetrVG  

1. Absprachen – mit wem? 

2. Auswirkungen von Absprachen über Abweichung von § 4 I 1 BetrVG 

3. Ergebnis – drei Thesen 

V. Ausblick 

1. Abweichende Auslegung des Betriebsteils (§ 4 I 1 BetrVG) de lege lata? 

2. Reform des § 4 I BetrVG de lege ferenda? 

3. Ergebnis – drei Thesen 

V. Fazit 
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Thesen 
 
 
1.  Die Organisationshoheit des Arbeitgebers begründet seinen großen Gestaltungs-

spielraum hinsichtlich der Betriebsteilverselbstständigung (§ 4 I BetrVG). 
 
2.  Zentraler Anknüpfungspunkt für den Arbeitgeber ist die vom BAG geforderte 

institutionalisierte Leitung. 
 
3.  Die „Flucht aus dem BetrVG“ durch Verlagerung sämtlicher Leitung in das Ausland 

scheitert im Regelfall an der unionsrechtskonformen Auslegung des § 4 I 1 BetrVG 
anhand von Art. 2 lit. b. RL/2002/14/EG. 

 
4.  Die Abgrenzung des Betriebsteils (§ 4 I 1 BetrVG) steht der Arbeitnehmerseite 

mangels Organisationshoheit nicht zu. 
 
5.  Das primäre Werkzeug der Betriebsteilgestaltung für die Arbeitnehmerseite ist der 

Zuordnungsbeschluss des § 4 I 2 BetrVG, welcher – soweit ersichtlich – selten 
genutzt wird. 

 
6. Der Wahlvorstand hat keinen Beurteilungsspielraum für die Betriebs(teil)-

abgrenzung. 
 
7.  Bei Absprachen über die Betriebsteilabgrenzung ist es zur Erhöhung der Rechts-

sicherheit (Zwei-Wochen-Frist, ex nunc) für die Praxis wichtig, dass die Wahl ledig-
lich anfechtbar ist. 

 
8.  Je nach betrieblicher Ausgangslage unterscheidet sich der potenzielle Ansprech-

partner für den Arbeitgeber. 
 
9.  Nicht die bloße Existenz einer Absprache, sondern der Grad der Abweichung von 

der betriebsratsfähigen Einheit muss für die Nichtigkeit der Betriebsratswahl ent-
scheidend sein. 

 
10. Die Betriebsteildefinition des § 4 I 1 BetrVG wird – gerade angesichts der 

Digitalisierung – zu wenig hinterfragt. 
 
11.  Die herrschende Definition des Betriebsteils i.S.d. § 4 I 1 BetrVG ist überholt. 
 
12.  De lege ferenda bietet sich eine Reform des § 4 BetrVG statt des § 1 BetrVG an, 

wobei ein Abspaltungsbeschluss sowie eine gestärkte Belegschaftsautonomie 
denkbar sind. 

 


	T13_Handout_Umschlag
	T13_Handout_Einband_vorne
	T13_Handout_Einband_hinten

	T13_Handout_HP



